Verwaltungsgericht der Freien Hansestadt Bremen

2 K 2906/24

Im Namen des Volkes

Urteil

In der Verwaltungsrechtssache

— Klager —

Prozessbevollmachtigter:

gegen

die Stadtgemeinde Bremen, vertreten durch die Senatorin fir Inneres und Sport,
Contrescarpe 22 - 24, 28203 Bremen,

— Beklagte —

Prozessbevolimachtigte:

hat das Verwaltungsgericht der Freien Hansestadt Bremen - 2. Kammer - durch den Richter
am Verwaltungsgericht Grieff als Einzelrichter ohne mindliche Verhandlung am 4. August
2026 fur Recht erkannt:

Die Beklagte wird verurteilt, dem Klager eine Aufenthaltskarte
gemdaR § 5 Abs. 1 Satz 1 FreiziigG/EU auszustellen.

Die Kosten des Verfahrens tragt die Beklagte.
Das Urteil ist wegen der Kosten vorlaufig vollstreckbar. Die Beklagte

darf die Volistreckung gegen Sicherheitsleistung in Hohe von 110 %
des aufgrund des Urteils vollstreckbaren Betrages abwenden, wenn



nicht der Klager vor der Vollstreckung Sicherheit in Hohe von 110 %
des jeweils zu vollstreckenden Betrages leistet.

Tatbestand

Der Klager begehrt eine Aufenthaltskarte als freizligigkeitsberechtigter Ehegatte einer

belgischen Staatsangehorigen.

Der am |l 968 in JlliGhana geborene Kléger ist ghanaischer Staatsangehériger
und im Besitz eines am JJJl].2023 in Berlin ausgestellten, bis zum [} 2033 giiltigen
Nationalpasses. Uber ein Visum oder einen Aufenthaltstitel verfliigt er nicht. Ausweislich
einer EURODAC-Abfrage stellte er bereits am 13.10.2020 in Hamburg einen Asylantrag;
bei seiner Anhérung hat er demgegenuber angegeben, erstmals im Jahr 2023 — wegen

seiner Ehefrau und ohne Absicht der Asylantragstellung — eingereist zu sein.

Seit dem 01.12.2023 ist der Klager gemeinsam mit Frau | EIIEEEE. <iner belgischen
Staatsangehérigen, geboren am Il 1985 in M, unter der Anschrift [ IERGcTcTcTzulN
_ Bremen, gemeldet. Frau - ist bei der_
seit dem [l 2023 als Arbeitnehmerin beschaftigt. Der Klager macht geltend, mit Frau
B s<it dem I 2019 in I Ghana verheiratet zu sein.

Am 15.02.2024 beantragte der Klager die Erteilung einer Aufenthaltskarte fur
Familienangehdrige einer Unionsburgerin und legte hierzu die Reisepasse beider

Eheleute, die ghanaische Eheurkunde sowie Lohnabrechnungen und den Arbeitsvertrag

von Frau | N vor.

Mit Schreiben vom 17.04.2024 teilte die Beklagte mit, dass sie die vorgelegte Eheurkunde
nicht anerkenne und deshalb keine Ehe bestehe, und leitete ein Verteilungsverfahren nach
§ 15a AufenthG ein. Nach persoénlicher Anhérung des Klagers am 06.05.2024 wies die
Zentrale Aufnahmestelle fir Asylbewerber und auslandische Flichtlinge (ZASt) ihn mit
Verteilungsbescheid vom 06.05.2024 der Landesaufnahmeeinrichtung | NGz zu.

Auf den Antrag des Klagers vom 03.09.2024 auf Ausstellung einer Bescheinigung nach § 5
Abs. 1 Satz 2 FreizigG/EU verwies die Beklagte auf die rechtskraftig geregelte
Zustandigkeit der Behorde in [ lll. Die Bescheinigung wurde dem Klager schlieRlich
am 17.09.2024 in einem gerichtlichen Eilverfahren (Az. 2 V 2350/24) erteilt. Mit Schreiben
vom 05.11.2024 legte der Klager zur weiteren Glaubhaftmachung der behaupteten

EheschlieRung eidesstattliche Versicherungen der Trauzeugen nebst



Echtheitsbestatigungen ghanaischer Behdrden vor und bat erneut um Ausstellung der
Aufenthaltskarte; die Beklagte hielt mit Schreiben vom 13.11.2024 an ihrer 6rtlichen

Unzustandigkeit fest.

Der Klager hat am 15.11.2024 Klage erhoben. Er macht geltend, das AufenthG sei nicht
anwendbar, da er eine Aufenthaltskarte nach dem FreizigG/EU begehre; die ortliche
Zustandigkeit der Beklagten folge daraus, dass sich Familienangehdrige von
Unionsblrgern bei der Meldebehdrde am gemeinsamen Wohnsitz anzumelden hatten.
Das Vorliegen einer wirksamen Eheschlielung habe er durch Vorlage der Eheurkunde und

der eidesstattlichen Versicherung der Trauzeugen glaubhaft gemacht.

Der Klager beantragt schriftsatzlich,

die Beklagte zu verpflichten, dem Klager gemaR § 5 Abs. 1 Satz 1 FreizigG/EU
eine Aufenthaltskarte auszustellen;

hilfsweise den Antrag des Klagers vom 15.02.2024 auf Ausstellung einer
Aufenthaltskarte gemaR § 5 Abs. 1 Satz 1 FreizigG/EU zu bescheiden.

Die Beklagte beantragt schriftsatzlich,

die Klage abzuweisen.

Zur Begrindung verweist sie im Wesentlichen auf ihren bisherigen Vortrag und tragt
erganzend vor, ihre értliche Unzustandigkeit ergebe sich aus § 3 Abs. 2 Satz 1 VwVFG, der
auch im Anwendungsbereich des FreizigG/EU gelte. Auch die Ausstellung der
Verfahrensbescheinigung am 17.09.2024 im Parallelverfahren 2 V 2350/24 begriinde keine

Zustandigkeit, da keine inhaltliche Sachprifung erfolgt sei.

Die Beteiligten haben einer Entscheidung des Gerichts durch Urteil ohne miindliche
Verhandlung mit Schriftsatzen vom 04.12.2024 und vom 05.12.2024 zugestimmt. Mit
Beschluss der Kammer vom 02.04.2025 wurde der Rechtsstreit auf den Berichterstatter

als Einzelrichter Ubertragen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt der

Gerichtsakten und der beigezogenen Verwaltungsvorgange der Beklagten verwiesen.

Entscheidungsgriinde

Der zur Entscheidung berufene Einzelrichter kann durch Urteil ohne mindliche

Verhandlung entscheiden, weil die Beteiligten zugestimmt haben (§ 101 Abs. 2 VwGO).



I. Das Klagebegehren ist nach § 88 der Verwaltungsgerichtsordnung (VwGO) auszulegen,;
danach darf das Gericht Uber das Klagebegehren nicht hinausgehen, ist aber an die
Fassung der Antrage nicht gebunden. Mal¥geblich ist das bei verstandiger Wirdigung des
gesamten Vorbringens erkennbare Rechtsschutzziel. Der Klager erstrebt die Ausstellung
einer Aufenthaltskarte nach § 5 Abs. 1 Satz 1 des Gesetzes Uber die allgemeine
Freizligigkeit von Unionsbirgern (FreizigG/EU); da diese Karte das unionsrechtliche
Aufenthaltsrecht nur deklaratorisch bescheinigt und keinen feststellenden Verwaltungsakt
im Sinne des § 35 des Verwaltungsverfahrensgesetzes (VwVfG) darstellt, sondern schlicht
hoheitliches Handeln ist, ist das Begehren — ungeachtet der auf eine Verpflichtung
gerichteten Antragsfassung — bei verstandiger Wirdigung im Wege der statthaften

allgemeinen Leistungsklage auf Ausstellung der Aufenthaltskarte gerichtet.

Il. Die so verstanden zulassige Klage ist begriindet. Der Klager hat gegen die Beklagte

einen Anspruch auf Ausstellung der Aufenthaltskarte nach § 5 Abs. 1 Satz 1 FreizigG/EU.

1. Die Beklagte ist flr die begehrte Ausstellung ortlich zustandig. Ihre Zustandigkeit folgt
aus dem gewohnlichen Aufenthalt des Klagers im Stadtgebiet Bremen, wo er seit dem
01.12.2023 gemeinsam mit Frau Il gemeldet ist.

Auf ihre ortliche Unzustandigkeit, die sie auf den bestandskraftigen Verteilungsbescheid
vom 06.05.2024 und § 3 Abs. 2 Satz 1 VwWVTG stlitzt, kann sich die Beklagte nicht mit Erfolg
berufen. Denn § 15a des Aufenthaltsgesetzes (AufenthG) ist auf den Klager nicht
anwendbar. Macht dieser — wie hier — die Stellung als Ehegatte einer
freizligigkeitsberechtigten Unionsbirgerin geltend, unterliegt er dem Anwendungsbereich
des FreizigG/EU und damit Gber § 1 Abs. 2 Nr. 1 AufenthG dem grundsatzlichen
Ausschluss des allgemeinen Aufenthaltsrechts. Solange die Auslanderbehdrde das
Nichtbestehen des Freizligigkeitsrechts nach § 2 Abs. 4 FreizigG/EU nicht formlich
festgestellt hat, greift die Freizligigkeitsvermutung; eine solche Feststellung ist hier nicht
ergangen. Die bloRe Nichtanerkennung der Eheurkunde durch die Beklagte ersetzt sie
nicht. Da § 15a AufenthG mithin von vornherein nicht einschlagig ist, entfaltet der auf dieser
Norm beruhende Verteilungsbescheid keine die Zustandigkeit der Beklagten verdrangende

Wirkung.

Die ortliche Zustandigkeit der Beklagten ergibt sich Uberdies selbststandig tragend daraus,
dass der Klager ungeachtet des Verteilungsbescheides keiner rdumlichen Beschrankung
seines Aufenthaltsorts im Bundesgebiet unterliegt. Als drittstaatsangehériger
Familienangehdriger einer Unionsburgerin (siehe unten 2.) fallt er in den
Anwendungsbereich des FreizigG/EU; nach § 2 Abs. 1i.V.m. § 2 Abs. 2 Nr. 6 und § 3



Abs. 1 FreizigG/EU haben Familienangehdrige der in § 2 Abs. 2 Nr. 1 bis 5 FreizugG/EU
genannten Unionsbirger das Recht auf Einreise und Aufenthalt im gesamten
Bundesgebiet, wenn sie den Unionsblrger begleiten oder ihm nachziehen. Solange das
Nichtbestehen dieses Rechts nicht férmlich nach § 2 Abs. 4 FreizigG/EU festgestellt ist,
greift zu seinen Gunsten die Freizligigkeitsvermutung; bis dahin kann er sich auf einen
rechtmafligen Aufenthalt berufen und ist dem Anwendungsbereich des allgemeinen
Aufenthaltsrechts entzogen. Das Ergebnis des Verteilungsverfahren nach § 15a AufenthG,
welches seinem Regelungsgegenstand nach ausschlieBlich unerlaubt eingereiste
Auslander ohne ein solches Aufenthaltsrecht erfasst, ist mit diesem bundesweiten
Freizlgigkeitsrecht unvereinbar und kann einem unter die Freizlgigkeitsvermutung
fallenden Familienangehdrigen nicht entgegengehalten werden. Da eine Feststellung nach
§ 2 Abs. 4 FreiziugG/EU nicht ergangen ist, durfte der Klager seinen Aufenthalt frei im

Stadtgebiet Bremen nehmen.

2. Der Klager hat einen Anspruch auf Ausstellung der begehrten Aufenthaltskarte.

Nach § 5 Abs. 1 Satz 1 FreiziigG/EU wird freizligigkeitsberechtigten Familienangehdrigen,
die nicht Unionsbirger sind, von Amts wegen eine funf Jahre giltige Aufenthaltskarte
ausgestellt, nachdem sie die erforderlichen Angaben gemacht haben. Diese
Voraussetzungen liegen vor. Der Klager ist als Ehegatte einer Unionsbirgerin
freizlgigkeitsberechtigter Familienangehdriger im Sinne des § 2 Abs. 2 Nr. 6 FreizigG/EU;
seine Ehefrau ist als belgische Staatsangehdrige Unionsbiirgerin und bei der | R
I - s A beitnehmerin erwerbstétig, sodass sie ihrerseits nach § 2 Abs.
2 Nr. 1 FreizigG/EU freizlgigkeitsberechtigt ist. Der Klager hat mit Vorlage der Reisepasse
beider Eheleute, der Eheurkunde nebst Ubersetzung sowie der Beschaftigungsnachweise
der Ehefrau die nach § 5a FreizigG/EU erforderlichen Angaben gemacht. Da die
vorgelegten Dokumente (Form C, Marriage Ordinance Cap. 127, |l Metropolitan
Assembly) samtlich auf eine standesamtliche Eheschlielung hinweisen, die der
ghanaischen Ortsform (Art. 11 Abs. 1 EGBGB) genulgt, ist von einer wirksam

geschlossenen Ehe und der Ehegatteneigenschaft des Klagers auszugehen.

Der Klager ist Ehegatte der Unionsbiirgerin, denn die am [JJll.2019 in Jlllll/Ghana
geschlossene Ehe ist nach den Mal3stdben des Oberverwaltungsgerichts Bremen (vgl.
Beschl. v. 26.09.2024 — 2 B 236/24 —, juris Rn. 12 ff.) als wirksam anzusehen. Danach
dirfen an den Nachweis der bloBen Tatsache der EheschlieBung keine hohen
Anforderungen gestellt werden, wobei ,die Vorlage einer Heiratsurkunde in der Regel
genugt’; hiervon zu unterscheiden ist deren rechtliche Wirksamkeit in Deutschland, die sich

nach dem deutschen internationalen Privatrecht, insbesondere Art. 11 und Art. 13 des



EinfGhrungsgesetzes zum Burgerlichen Gesetzbuche (EGBGB), richtet. Nach Art. 11 Abs.
1 EGBGB ist eine im Ausland geschlossene Ehe formgliltig, wenn die Formerfordernisse
der Rechtsordnung am Ort der Eheschlieung — hier Ghanas — erflllt sind. Der Klager hat
mit dem Certificate of Marriage nach Form C der ghanaischen Marriage Ordinance (Cap.
127), geschlossen vor der I Metropolitan Assembly, eine standesamtliche
EheschlieRung urkundlich belegt. Dies entspricht auch der Annahme der Fachabteilung

der Beklagten.

Diese urkundliche Grundlage wird durch die vom Klager nachgereichten eidesstattlichen
Versicherungen der beiden Trauzeugen (Statutory Declarations nach dem Statutory
Declarations Act 389 von 1971) maRgeblich untermauert. | NN und
I - «iiren darin an Eides statt, sie seien ,bei der EheschlieBung zwischen |l
B . - 19. April 2019 als Trauzeugen dabei gewesen”, sie hatten
die geschlossene Ehe am 19. April 2019 beim Verwaltungsbezirk Il bzw. ,at IR
Metropolitan Assembly” bezeugt und sie bestatigten ,hiermit die Gultigkeit der genannten
Ehe zwischen dem Paar”. Diese eidesstattlichen Versicherungen bestatigen damit gerade
den vom OVG Bremen fir die Tatsache der EheschlieBung geforderten Nachweis, an den
keine hohen Anforderungen zu stellen sind, und stitzen zugleich die aus der Form-C-
Urkunde folgende Einordnung als standesamtliche (statutarische) Ehe an der [

Metropolitan Assembly.

Durchgreifende Bedenken gegen die Wirksamkeit der Ehe bestehen nach Aktenlage nicht.
Die im Verteilungsverfahren angefiihrte Einordnung der Beklagten, es handele sich
lediglich um eine — nicht anzuerkennende — Ehe ,nach ghanaischem Brauch”, findet
demgegeniiber in den vorgelegten Urkunden keine Stitze und wird durch den eigenen
internen Vermerk des Referats 20 der Beklagten widerlegt, wonach das Formblatt C
ausschlieBlich standesamtliche EheschlieBungen bescheinigt und der Urkunde ,keine
Anmerkungen entnehmen [lassen], die auf eine Eheschliefung nach Brauch [...] schlief3en
lassen”. Nicht zuletzt kann auch eine nach dem Gewohnheitsrecht Ghanas geschlossene

Ehe kollisionsrechtlich als wirksam anzusehen sein.

Auch die weiteren von der Beklagten gerlgten Umstande — die vermutete Ausfertigung als
beglaubigte Kopie ohne Unterschriften der Eheleute sowie die Abweichung in der
Schreibweise des Familiennamens || ) - stellen die Wirksamkeit nicht
durchgreifend in Frage: Der bloRe Nachweis der Tatsache der EheschlieBung ist durch
Urkunde und die eidesstattlichen Versicherungen der Trauzeugen gefuhrt, und die
Namensabweichung ist als bloRe Transliterationsvariante ein und desselben Namens

durch die Ubereinstimmenden Ubrigen Personendaten gesichert.



lll. Die Kostenentscheidung beruht auf § 154 Abs. 1 VwGO. Die Entscheidung Uber die
vorlaufige Vollstreckbarkeit folgt aus § 167 VwGO i.V.m. § 708 Nr. 11, §§ 711, 709
Satz 2 ZPO.

Rechtsmittelbelehrung

Gegen dieses Urteil kann die Zulassung der Berufung beantragt werden.

Der Antrag ist innerhalb eines Monats nach Zustellung dieses Urteils beim

Verwaltungsgericht der Freien Hansestadt Bremen, Am Wall 198, 28195 Bremen,
(Tag-/Nachtbriefkasten Justizzentrum Am Wall im Eingangsbereich)

einzulegen. In dem Antrag ist das angefochtene Urteil zu bezeichnen.

Innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung dieses Urteils sind die Grunde darzulegen,
aus denen die Berufung zuzulassen ist. Die Begriindung ist, soweit sie nicht bereits mit
dem Antrag vorgelegt worden ist, bei dem Oberverwaltungsgericht der Freien Hansestadt
Bremen, Am Wall 198, 28195 Bremen, einzureichen.

Vor dem Oberverwaltungsgericht missen sich die Beteiligten durch einen Rechtsanwalt
oder eine sonst nach § 67 Abs. 2 Satz 1, Abs. 4 Satze 4 und 7 VwWGO zur Vertretung
berechtigte Person oder Organisation vertreten lassen. Dies gilt auch fiir den Antrag, durch
den ein Verfahren vor dem Oberverwaltungsgericht eingeleitet wird.

Grieff



	Urteil (Kopie) (geschwärzt) (geschwärzt)

